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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

20, ~rz 1979 N~, 1442

Die~Dulliken ersucht um Gen~hmigung ihrer

~~anun (Zonenpian, Strassen— und Bau1ii~ienp1an), Der Plan

lag in der Zeit vom 15. Juli bis 15. September 1976 nach den

Bestimmungen des Baugesetzes (~ 12 BauG) öffentlich auf, Es

gingen 56 Einsprachen ein, die der Gemeinderat erledigen konnte
oder abwies. Die getroffenen Aenderungen wurden erneut aufge—
legt, Acht Einsprecher gelangten an die Ge~neindeversammiung,

welche die Beschwerden abwies und die Ortsplanung genehmigte.
Gegen. den. Beschluss. der Gemeindeversammlung vom~~ 19. Juni l~78
führen Beschwerde beim.Re-gierungsrat: . *.

1, Die Eigentümer des Grundstückes GB Dulliken Nr. 622,

nä~•lich

— Herr Dr. Portmann, Olten

— Herr Albert Heer, Lostorf

— Herr Dr. Bracher, Biberist

alle vertreten durch Herrn Dr. P. Wyss, Rechtsanwalt, Olten.

2, Die Eigentümer des Grundstück~s GB Dulliken Nr. 338,

nämlich

Herr Albert Heer, Lostorf

— Fk‘r~ia Niederbst—Ringold & Sohn, Olten

— Herr Dr. Maric Le~mann, Zürich

~Hei‘r Jakob Fries, Winterthur

— F~±‘rn~. B. Wietlisbach AG, Stetten

alle vertreten durch Herrn Dr. P. Wyss, Rechtsanwalt, Olte~~
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3. Die Erben des A. Bärtschi—Nägele, Dulliken, vertreten durch
Herrn A. Hagmann—Bärtschi, Olten.

4. Die Eigentümer des Grundstückes GB Dulliken Nr. 620,
nämlich

— Frau Charlotte Palla—Senn, Zürich

Frau‘Marlis 1-luber—Senn, Bern

— Herr Dr. Heinrich Senn, Bas~l

Herr Max Senn, Zofingen

alle vertreten durch ILierrn Dr. Ge Kupper, Fürsprech und Notar,(

Olten.

Der ieru4psrat stellt fest un~h~ i1~ E~w~g~

1. ~~hwerd e unleiß~ptümer ~
~Olten,.

lb. Für ‚das Grundstück der‘ Beschwerdeführer besteht der

spezielle Bebauungsplan (SBP) HSäliblick~I, der mit Be

schluss Nr. 3853 vom 29. Juli. 1966 vom Regierungsrat ge

nehmigt worden ist, Der neue ZonQnplan, hebt diesen SBP

auf und weist das Gebiet 11Täl.i~ dem Reservegebiet zu.

Nach § 65 Bau— und Zonenreglement umfasst das Reservege—

biet jenes Gebiet, de:s in einem ~pätere~ Zeitpunkt voraus

sichtlich für die Besiedlung benötigt wird. Es ist vor

läufig der. Nici2tbauzone“ zugewiesen (vgl. §60 Bau— und

Zonenreglement).

Gegen die vorgesehene Zuteilung ihres Grundstückes zum

Nichtbaugebiet wenden sich die ‘13e.schwerdeführer. Im

Einsprache— und Genehmigungsverfahren haben der Gemeinde

rat und die Gemeindeversaumlung den Begehre~i~der Be—

schwerdeführer teilweise entsprochen und den östlichen

Teil des Grundstückes Nr. 622 der Wohnzone W3 zugewiesen.

Dies stellt‘ge~enUbe dem Auflageplan eine wesentliche

Aenderung dar und kann deshalb ohne Neuauflage nicht
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vorgenommen werden (vgl. r‘Iitteilungsblatt des Bau—

Departementes Nr. 24, Oktober 1976). Nach dem Augenschein

und, der Parteiverhandlung vom 27. September 1978 hatte

deshalb das Bau—Departement das Genehuigungsverfahren

sistiert,. bis die Gemeinde den. Zonenplan dem Beschluss

der Gemeindeversarnmlung vom 19. Juni 1978 im Auflagever—

fahren angepasst habe. Mit Schreiben vom 6. Dezember 1978

verlangt jedoch die Gemeinde die sofortige Behandlung der

Ortsplanung unter vor1~ufiger .~Ausk1anmerungI? der Be—

schwerdegrundstüc~e, da ein.e weitere Verzögerung des

Genehmigungsverfahrens zu Problemen bei der Beurteilung

von Bauvorhaben führe. Die zur Vernehrilassung eingeladenen

Beschwerdeführer wenden sich mit Schreiben von 15. De

zember 1978 gegen die von der Gemeinde geforder-~e Ab—

trennung ihres Beschwerdeverfahrens.

2. Es ist vorerst zu prüfen, ob eine Abtrennung des Be

schwerde— und Genehmigungsver~ahrens für das Gebiät der

Beschwerdeführer in vorliegenden Fall vorgenommen werden

kann. Die Gemeinde begründet ihren Entscheid für die Zu

weisung des grösseren Teils des Grühdstü~k~s‘ Nr. 622 in das

Reservegebiet im wesentlichen damit, dass der alte Zonen—

plan von einer zu optimistischen Beurteilung ‘des ~‘rachs—

tuns der Gemeinde ausgegangen sei. sd habe den alten

Zonenplan eine Bevölkerungsprognose von l2t000 Einwohnern

für das Jahr 2000 zu ‘rundegeleg~n-, 4er~ .ne.ue~ .rechne mit

lediglich 715QQ ~inwohnern. Das Baug~biet habe deshalb

verkleinert werden müssen. Nebst ~.nderen Gebieten sei

deshalb ein Teil‘ des Grundstückes der Beschwerdeführer

dem Reservegebiet zugeteilt wordefl, da es zi~.im grössten

Teil zur Zeit noch nicht übe~‘bauungsreif‘sei und sich

- als Bauland nicht eigne.

per Entscheid der Gemeinde übør die Beschwerde kann nicht

isoliert beurteilt werden. Er ist ‘im Zusammenhang mit dem
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~an~en Zonenplan zu sehen, Eine Abtrennungd~s vor—

lieendenBe~chwerdeverfahrens ist deshalb nicht möglich.

Eine vörzeitige Genehmigung des übrigen Gebietes des

• Zone~iplanes könnte einen.~tscheid über das Beschwerde—

grundstück präjudi~ieren. Um aber das Genehmigungsver—

• fahren für den übrigen.~Teil des Zonenplanes nicht unnötig
• in di~ Länge zu ziehen, kann dem Wun~ch der Gemeinde

insofern entsprochen weiden, als die Neuauflage des Zonen—

i~lai~ie~ für das Gebiet HTäIiu gemäss dem Beschluss der

Gemoifi~o~ersammlung nicht vor dOm regiorungsrätlichen

~ntscheid uber die Beschwerde verlangt wird, Ii Falle

der Abweisung der Beschwerde konnbe allerdings der Zonen—

plan ii~ Gebiet ~Tali“ nichb genehmigt werden. Er nusste

vorerst iit der von der Gemeindeversanrilung beschlossenen

Abgrenzung n~u aufgelegt werder~.

3, Die Beschwerdefuhrer s~uellen. den Antrag

. ~Der angefochtöne. Entscheid sei aufzuheben,

— ~tber ehren Der ge~iass RRJ3 vo~ 29. Juli 1966 ge—

±~i~‘te SEP sei ~ls ~eite~hin v~rbi~dlich~~ erklären,

~ Die no~ Oftsplanu~ig~ ~ei in dem Si~ie ai3~naern, dass

fur dieses Teilgebiet die bisherige Planung ihre Gultig— (

keitheibehalte1 . . . . ••

— ~enttial~~ehren: Die Einwohnergemeinde Dulliken habe

das .‚Grundstü~k GB Dulliken Nr. 622 käuflich zu erwerben,

und zw~, gegen Vergütung eines marktkonformer~ Preises

für .Einfamilienhäuser~Bauland,

— ~ventuelL Die Einwolmergemeinde Dulli,ken habe den Be—

schwerde.führern di,e Differenz der Verkehrswerte des

vorgenannten Grundstückes ~tor und nach dem Eingriff

durch die neue Ortsplanung zu vergüten, d.h. eine ange

messene Entschadigung fur die maberielle Enteignung,

bz~i Teilenteignung, ~zü 1e~stön,

— Unter Kosten und Entschädigungsfolge.“



Die B~schwerdefUhrer sind von der von der Gemeinde he—

~chlo s sei~en Planungsmas snahme betreffen und deshalb be

rechtigt, Beschwerde zu fli~ren. Auf ihre fristgerecht

eingereichte Beschwerde ist einzutreten,

L~, iTach § 1 BauG sind die Ceiieinden ernachcigt, das Bauplan—

verfahren einzuführen, das aus der Aufstellung von Bau—

reglerienten und Bebo~iungsplanen bzw. Aenderung von Planen

und Regleiienten bestehb. ~ie die Plane und Reglenente

zu gestalten sind, wird in Baugeseuz nicht in allen Einzel

heiten abschliessend bestiiiit sondern weibgehend den Ge—

neinden überlassen. Den Gemeinden steht also auf de~ Cc—

biete der Rauniplanung eine redhte~hebicheE±~t~cheidungs—

befugnis zu; sie sind im ~lanverfahrs~, grundsätzlich

autonom. Daran vermag die Tatsac~ie.. nic1~t~ zu ändern,

dass die Pläne du~‘ch den Regierungsi~t .gene~imigt werden

müssen, Im regierungsrätlichen Genehmigungsverfahren

werden die Pläne auf Rechtmässigkeit und auf ~qualif i—

zierte Unangeme~senheit~ ~berprUft~ Eine t?q~a~,ifizierte

Unangemessenheit“ .beste~it, wenn vom Sta~adpunkt~piner ge—

ördneten ui~d zweckmässigen Planung au.s be ~h~et, die

von einer Gemeinde beschlossene Planung ~n~c1~we~iegender

Weise gegen ~objektive.~und allgemein anerkannte Grundsätze

der Planung verstösst,

Die Beschwerdefuhrer verlan~en iii‘i ut~e~ren u,a, die

neue Ortsplanung sei in den Sinne abzuanciern, dass die

bishei~ige Planung für d~s ~Tali‘ ihre Gültigkeit behalte.

In ~~bualbe~ei~en verlangen sie sogar eine kaufliche

tjebernahne des Grund s buckes zu T3narktkonfor ien Preisen

für Einfanilienhauser—Bauland11, Die Befugnisse ccs

Regierungsrates gehen jedoch in Genehnigungsverfoliren

nicht soweib, dass das erwahnte I1auptbe~ehren c‘urcnge—

setzb werden konnte, ils Genehiaigungsinstanz darf der

Reßierungsrat lediglich den ihn vorgelegten Plan bearteilen
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ui~.d,,.diesen enti.reder billigen oder‘ ablehnen,,. Allenfalls

:~«j~un es das. Gebot der Verh~ltnism~s~igke . erheischen,

‘,‘::‘;einefr Plan nur tejlweise zu genehmigen, Es liegt aber

nicht inder I~ompetenz des R~gierungsrates, bei der

Prüfung einer Planung sein Ermessen an die Stelle des—

j‘~nigen der z~tändigen Gemeindeo~gane zu setzen und die

ihni‘al~.-be~te erscheinende Lösung‘einer Gemei~ide aufzu—

zwi~rigen. Sow~it deshalb die Beschwerdeführer mehr als die

Aüfhebung des Geineindeversammlüngsbeschlusses‘~fl1 19. Juli

1978 verlangen, wird dze Beschwerde zum voraus oDgewiesen. ‚~«

Auf das ‘E~tentualiDegehren wird nicht“ eingetreten. Dieses

‘ist im Schatzung~verfahren geltend ~ niachen~

5~ Di~ Be‘schwerdeführer h~gründ~n ihre Beschwerden im

wesentlicheia wie folgt: Bereits, vor ~dem Erlass des SEP

sei ein grosser Teil ihres Grundstückes d~r Bauzone zuge

teilt gewe~en~ ‘Nit dem von der Gemeinde geforderten SEP

sei ‘im Jahre 1966 das ganze Grundstück der Bauzone zuge—

vriesen worden~, Das Grundstück sei hinsichtliQh. Strasse

• und‘.Kanalisation erschlossen, und von ‚bestehenden Ueber—

bauungen praktisch umschlossen. Auf einen .Schl~ichweg

• versuche nun die Gemeinde, die frUhere Absicht zu verwirk

lichen, dieses‘ Grundstück in die Grünzone zu bringen. (
Nach dem neuen Zonenplan wärde, nur, noch etwa.ein Drittel

des Grundstückes Bauzone bleiben., der Rest sei wertlos,

da~ er nioht:mehr überbaut we~d~en kön±ie‘. Das Vorgehen der

Gemeinde sei ungerechtfertigt‘ und unzulässig. Der ge«

‘plante Eingriff in das PrivAteigentum sei in ‘keiner

Weise durch das öffentliche Int‘e.resse‘.abg~deckt und das

Gebot der‘ Rechtssicherheit werde verletzt, da keine ge

wichtigen Gründe.:für eine ‘Aenderung des bishörigen Zu

standes sprächen. Selbst wenn man ein öffen~liches

Inte±~esse für eine Verkleineriing der Bauzone bejahte,

fehle dies fur die Verkleinerung der Bauzone fur Ein—

~~ilien1aäuser weil “das‘ i~e~o‘t vo~“Baül~nd für Ein

familienhäuser zu klein sei.
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6. Der Zonenplan bestimmt, wie~ ein im Ge~ieii~clegebiet ge—

le~enes GrundstUcJ~ genut.z~. ~erdei~i~ann, Die Zonenordnung

bewirkt somit Eigentumsbeschr~.nkungen, die ft‘~r ~die

einzelnen GrundstUcke je nach den anwendharen Vorschriften

und den frtihei-eia IIutzun~smö~I~chke iteh me~i.r oder weniger

schwer s~d, Diese Eigont~nsbeschrä~ikungen sind zulässig,

wern~i siC auf gesetzlicher Grundlage beruhen und im

öffentlichen Interesse li~gen,

Die gesetzliche G~undlagefLir die Zonenpläne bildet das

B~ugesetz (~ 1 BauG), Was das öffentliche Intei~esse be

trifft, hat das Bundesgericht schon verschiedentlich fest—
Sge.s~llt,~ dass Massnahmen im öffen~tlichen Int~resse

li~gen, die geeignet sinci~ das E~itsteh~h Ub~e~dimensionierter

Bauzonei~ zu ver~ündern öder sol~i~e Bau~ondi~ ~*verkleinern

(BGE 103 la 250 f~ 102 la 433). DafU~r sprechöi~ gewichtige

G~tinde der Planung, wie die Verhinderung d~r~±reubau—

weise, der Schutz der Landschaft und die Notwendigkeit,

die Infrastrukturanlagen und damit die Infrastrukturkosten

zu beschränken,

Die Gemeinde Dullik~n zählta~am. l~ Januax~ 1979. 4T 414 Ein—

woh~er, Vor einem J.ahr~ waren: e~ 4t45~ Die; grösste Be

völkerungszahl wies die Gemeinde 1976 anf m~it 4,1800 Ein—

wo1‘~ne~rn, 1970 waren es 4?560Einwobner, Gegentiher dem

I-Iöchststand .hat~ somit die Bevölkerungszahl in den letzten

3 Jahren um rund 10 % abgenommeni und liegt heutö unter

dem Stand ~on 1970, vor allem-wegen des RUckg~ges der

ausländischen Wohnbevölkeru±ig. Der Regionalplanungszweck—

verband Olten—Gösgen—Gäu rechnet ftir, Dulliken bis 1990

mit einer Einwohnerzahl von 51400 Personen, Da anzunehmen

i~t, dass die Bevölkerun~zahl vo~ DdIIiken in den

n~chöten Jahren wegen der i~der aegien i~u entstandenen

B~t~iebe (EKG, Postzentri~) wiöcie1~ anst~~gen wird, er—

~‘~1~~jit die Prognose des Zweckver‘dande~ 0l~ei~—~ösgen—

Gäu als m~gI±~1i~ ~im e~nz~lnen wird die~tu~I~me der
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Bevölkerüngszahl auch davon a~hängen, in welchen Aus
mass die Gemeinde-Bauland an interessanten Wohnlagen
an2ubieten. vermag. -

Nach den Berechnungen des Amtes für Raunplanung reicht
das Baugebiet der Gemeinde für ungefähr 9‘700 Ein
wohner aus. Somit ist die ausgeschie~.ene Bau~öne ge
nügend gross, um während absehbarer Zeit den zu er—
wartenc‘en BevölkerungszuwaChs aufzunehmen. Für die von

der Gemeinde beschlossene Reduktion des Daugehiotes
im “Täli~‘ liegt deshalb ein, öffentliches Interesse vor.

Die Beschwerdeführer wenden jedoch ein, das öffentliche
Interesse fehle für die Verkleinerung d~r für Einfanilien—
häuser bestimmten Bauz~ne. Vom ganzen Baugebiet von rund
166 ha sind rund 46 ha der ~J2 zugeteilt. Weitere 50 ha

liegen in der Zone W3 und W4, wo nach § 19 Bau— und
Zonenreglement der Gemeinde E~infanilienhäuser ebenfalls

zulässig sind. Nach Angaben der Gemeinde s~ind an den
letzten Jahren ca. 10 — 12 Einfamilienhäuser pro Jahr
erstellt worden. Auch wenn man ar&iinmt, dass ein

wesentlicher Te.il der für Einfamilienhäuser bestimmten

Bauzon~. bereits überbaut ist, so zeigen die Un~eriagen
eindeutig, dass das für Einfamilienhäuser ausgeschiedene

Baugebiet de~ B~arf für absehbare Zeit bei weitem

zu decken verriiag.Möglicil ist allerdings, dass zuwenig
baur~ifes Baugebiet für Einfamilienhäuser zur Verfügung

steht. Doch hat es hier die Gemeinde in der Hand, durch
entsprechende Ersqhliessungsmassnahrnefl auf. c~as Angebot

einzuwirken.

Die Beschwerdeführer bringen weiter vor, ihr Grundstück

sei hinsichtlich Strasse und T~analisation b~reits.-er—

schlossen. Diese führten bis zur Grundstückgrenze. Das

ganze Gebiet des SBP11Säliblick~‘ ~ei überhauungsreif, das
im übrigen als Gesamtheit.zu betraQhten sei.
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Veder das kantonale Baurecht noch die Eigentumsgarantie

gewähren aus dem Vorhandensein einer Erschliessung einen

Anspruch auf Einzonung bzw. Belassung in der Bauzone.

Doch kann i~oglicherwoise Lur eine Deschrankung des Deu~e—

bietes das offen buche Interesse fehlen, wenn der ilicht—

einbezug eines Crundscuckes wegen schon vorhandener Er—

s~hIi~s~ungsb.nlagen mit sachlich~n Gründen nicht zu ver—

aritworten tgäre, Das schmale und relativ lange Grundstück

d~±‘ Bescb~~erdefä1~‘er stösst an der nördlichen Schmalseite

( ~.. . ~andip~Lehmgrubcnstrasse. Dort befindet sich die Anschluss—
sLello fur c~ie i~analisotion, Von dorb ist nach de~ nun

aufgehobenen SBP YTSäliblickt~ auch eine Stichst~asse durch

das ~‘Täli11 vorgesehen für die Detailerschliessung des

•Beschwerdegrundstückes. Im fraglichen Grundstück selber

he~‘inden. sich heute noch keine Detailerschliessungsan—

lagen. Abgesehen davon, dass es fraglich erscheint, ob die

Anschlusssbelle Lur die I~analisat~on in der Leh~igruben—

strasse Lur die Erschliessung des ganzen Beschwerdegrund—

stückes genügt, ist j~lenfalls der. heute vorhar~iene Er—

schliessungsgrad des Grundstuckes n~chc so hoch, dass

sich vom öffentlichen Interesse her eine Einzonung auf
drängen: wLtrde ‚:‚. . . . .

Von einer Umschliessung des Deschwerdegrundstückes durch

bestehende Uoberbauungen kann be~ ob~ektivor Betrachtung

keine Rede sein, Dieser Einwand der ~eschwerdefuhrer triCft

hochstens fur den norcilichen Teil des Grundstuckes zu,

der ~edoch i~ i~~nsprocheverfahren von der Gemeinde

wiederun der ~Tohnzone zugeceilc worden ist,

L~ lie~eii auch k~ine andern G~nde der Planung vor, die

dafür sprGbheI~ d~ Grunüstück Nr. 622 in dLe1~ Wbbnzone

zu 1~l~sgen, ~Im Geg teil:wäx~ees ~öga~ vertretbar ge

wesen, dIes~rei~rblle Täli~a~isGrUnd~n des L~dschafts—

schutzes nicht nur dem Reservegebiet, sondern sog.ar dem

Landwirtschaftsgebiet zuzuteilen. Doch dies liegt im
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Ermes~en‘ der‘ Ge~einde.

Der ‚Einwand d~r BeschwerdefUhrer, es fehle ein öffentliches
Interesse für die..von der. Gemeinde beschlossene Planungs—

• . .~ass1~a~ ‚ hält nicht, Stand, Die .Nichtaufnah~ie. eines Teils
.4es Grundstückes, Nr. 622 in die Wohnzone ist durch ein

..~i~reichendes öffentliches Interesse, abgedeckt, das die

finanziellen Interessen. der Beschwerdeführer an einer

gewinnbringenden Ve~~iertung ihres Landes ühe~iegt.

“‘7, Der Einwand der Beschwerdeführer, die Gemeinde versuche

auf einem Schleichwege die fruhere Absicht zu ver—
wirklichen, dieses Grundstick ixi die Grunzone zu bringen,

asb nicbb belegt. i~in Einbezug in die Zone fur offentliche
Bauten und Anlagen (Grunzone) wurde sich nur aufdrangen,
wenn dieses Gebieb der Oeffentlichkeit z.B. als Erholungs
gebiet zuganglich gemacht werden sollte, ~~eib~eht

a1~‘r offen‘sichtlich di‘e Absicht der Gemeinde nicht,

Mit der Zuteilung des Talis zun Reservegebiet hat viel—

~e~r die Gei-jeinde ihren Nillen bekundet, dieses Gebie~
bei Bedarf später einmal zur Ueberbauung freizugeben.

8, Die Beschwerdeführer rügen im weiteren eine Verletzung

des Gebotes der Rechtssicherheit..durcb die ‚von der Ge
meinde beschlossene Planungsnossnahne. Im Interesse der
Rechtssicherheit muss sich e~.ne Planungsbehorde bei

Plananderungen eine gewisse Zuruckh~ltui2g auferlegen,

cl~nn Pläne sollen,, nur aus gewich~bigen Gründen geändert
werden, Das Gebot d~r Rechtssicherheit ist dann., aoch zu
veranschlagen, wenn ein Plan nur kurze Zeit in Kraft

stand.. Je länger. er bereits besteht~ desto ~her muss mit
einer Aenderung gerechnet werden. (Vgl~: 98 la 33.7),
Nutz.ungspläne müssen~ anpassungsfähig sein,, damit sie

veränderten Verhältnissen .gerecht.werden. können;;
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Der SEP ~tSälib1ick~‘ der die Ueberbauung in‘ ttTäli11

planlich ±‘estIiält~ wurd~ Vomi R~g~eibngsra~ im Jdhre 1966
• genehmigt. Nach einem allgemein anerkannten Grwidsatz,

der, auch ‘im neuen Eaugesetz festgehalten ist, sollte ein

• Zonenplan nach einer Zeitdauer von 10 Jahren überprüft

und nötigenfalls auf die veränderten Verhältnisse~abge—

stimmt werden, Das ~T~1iH war seit 1966 eingezont, Seit

diesem Zeitpunkt haben sich die Verhältn~ss~ geändert.

Die‘ ‘Bevölkerungsentwicklung ist ‚heute. .ande~s•, einzuschätzen,

Argi~mente des Lanclschaftssohutzes,, d~ ‚.~n~ast~ktur

und Erschliessungskosten werden heut?: nd.ers~,ge~srichtet,

Neun die Gemeinde nach rund 12 Jahren die einzelnen Gründe

für die Einteilung des Baugebiet~s z.T. anders beurteilt

und den Nutzungsplan ändert, so v~rI~‘tzt sie das Gebot

der Rechtssicherheit nicht‘.

‘9‘. Die Beschwerdeführer bernängeln auch, dass die Gemeinde
im ~THubel“ 170 a Land und im Büchsacker~ 486 a Land

erworben habe, offensichtlich in der Absicht, diese Ge-.

bi‘ö~be zur Ueberbauung freizugeben. Die Einwohnergemeinde

hai3e die Möglichkeit, ihre Grundstücke, -soweit sie nicht

bereits in der Bauzone lägen, uatizuzolaen.‘Wo es um den

fih~±‘z~ellen Vorteil‘der Gemeinde gehe, kö~ine die Bau—

zone vergrosserc werde~i, wo es aber lediglich um die

In Ieressen der Privaten gehe, wurden deren Grunds buche

nit dem Hinweis auf die Grosse der Bauzone aus dieser

herausgenommen.

Die Gemeinde weist diese VorwUrf e zurück, Die 172 a

in t~I~iubeltT, die nach de4~ neuen Zonenplan im ReserVe—

gebieb liegen, seien in erster Linie ols landwirtschaftliches

~btauschlanci. und lediglich ouf sehr weite Sicht als

Baulanc1 gek~auft worden, Im 11Buchsacker“ habe sie

lediglich l~9 a erworben, die nach der~ al~ei~‘ ‘Zönenplan

teilweise in der Bauzone lagen und sich wiederum nur



teilweise~in der Bauzone befinden. Der Rest bleibe nach

wie vor, in der Landwirtschaftszofle,

Das Gebiet ~I-iubel11, das die Gemeinde erworben hat, liegt

in Reservegebiet. Es kann soiiit vorlaufig nicht uber—

baut werden und musste vorersb in Planverfahren einge—

z~nt ~rerden. Es ist “s~lbstverständlich, dass diese Um—

zonung unabhängig von dei~ Eigentumsverhältnissen vom

Regierung~rat zu gegebener Zeit zu beurteilen ist, Der

Vorwu±~f‘ der Beschwerdeftihrer, die Gemeinde könne ihr Land

ohne weiteres einzonen, ist nicht zu beweisen und deshalb (
unei~höblich,

• •. Das:.:.Gehiet ‚~Büchsacker~1, das von dei* G~meinde“ teilweise

erwoi~hen worden ist (GB Ern,. 445, ‘446,‘ 447 und.. 511) und

das, wie im alten Zonenplan, auch in neuen wiederum teil

weise als Wohnzone figuriert, kann vom Standpunkt der

‘Planung‘aus betrachtet nicht mit dem “Täii“ verglichen

werde~,

D.as Gebiet liegt, weit mehr als das ~Täli~, z~ntral und

in unmit-Lelbare~. Nähe von HaIte~t~llen öffentliöher Ver—

kehrsmi~tel. Es: eignet sich deshalb gut fUx~. die von der

Gemeinde ~etriebe~s Förderung..von. Eigenheimen. An drei

Seiten ist. das. Gebiet von Uberbautem, oder für öffentliche

Bauten beanspruchtem ‚Land und an. zwei Seiten von Er—

sc~2liessungsstr~assen sowi,e Nasser— und i~analis‘ations—

leitungen umgeben. Es ist deshalb, verständlich, dass

dieses Gebiet in der Bauzone belassen wird,

10, Die Beschwerde ist abzuweisen, Doch k~nn, wie eiDen bereits

festgestellt,. aus formellen GrUnden ‚die von dez‘ Gemeinde—

versammlung beschlossene Abgi~enzung der Wohnzone im Be—

reich des Grundstückes GB Nr.. P622 nicht genehmigt werden,

Diese Abgrenzung ist im Planver±‘ahren neu. aufzulegen.
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Entsprechend dem Ausgang des Verfahrens haben die Be—

schwerdeführer eine Entscheidgebühr mit eine~‘Anteil.-der

Verfa-hrenskost~n vo~i‘zusammen Fr. 250.—— zu bezahlen, Der

geleistete Kostenvorschuss wird verrechnet,

II,~

~lten‘~

1. Für die Grundstück GB Dulliken Nrn. 330 und 338 besteht

der SBP 11Bodenaöker“, der vo~ii Regierun~srat i~it‘Beschluss

N±‘, 3281 vöm 7. Juni 1974 genehmigt worden.:i~, Dieser

Plan‘ wird durch den neuen Zonen~l~naufg~ho~ben..;:.Das Gebiet

ist der Wohnzo~ae TJ3 und W4 zug~t‘eilt~.E“ine:«i~eu.,geplante

Strasse, die ~Südstrasse~“, durchschn~idet.:.d~.:s: G~biet des

früheren SBP. Dur~h Beschluss des G‘~meind~ates:.:und der

Gemeindever~amr~lung jst..für dieses G~b‘ie~t .jedoQh wieder

um ein SEP erforderlich.

2., Die ‚Beschwerdeführer verlangen, ~ie Gemeinde sei zu ver—

pflichten, c1as Area‘ der kunftigen 11S~dstrasse mit

dem im Besitze, der Gemeinde stehenden angrenzenden Land

abzutauschen. Im weiteren wenden sie sich gegen die

Pflicht, nur mit einem SEP bauen zu können,

Die Begrundung der Beschwerde ergibt s~ch aus den folgenden

Erwägungen. Die Gemeinde beantragt, die Besphwerde abzu—

weisen. .

3, Als VOm Beschluss der Gemeindeversammlung betroffene

G~undeigentüm~r ‘sind die‘ Beschwerdeführer zur ‘Beschwerde

legiti~iert~ ‘Auf d~s Begehren, von. der:~.Geme.‘inciö~:f~r das

Areal der zukünftigen t~Südstrasse~ Realersatz zu er

halten, wird jedoch nicht, eingetreten, da dies nibht

Gegenstand des Zonen— und Strassen— und Baulinienplanes

sein. I~ann, Der Strass?n~- und Baulinienpian legt lediglich

die Strassen— und Baulinien fest und sbellb den Enb—
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eignungstitel. dar-für den Erwerb des fü~ die Strasse

bestimmten Area1s~ Die EntschäcIigungs±~rage. ist im
:spe.zj~l.len..Schötzungsverfa~ren zu entsQhe~cien, (v~.

§ 19 Baugesetz)~ .. ‘. .

:: .4.. Was die Aufhebui‘ig der Pflicht zur Ausarbeitung eines SBP
b~tr~f~t, .i~t f~~~steI1en, da~s :c~r~Zon&i~pl-a~. ~die.ses

ErforclernIs‘fLti~ d~t≤ grun~tst~ick ~fr, 358 nicht -enthält,

Anscheinend waren die Bes chwerdeführer mit den Gemeinde—

behörden der Meinung, der neue Zo~aenplan er~auhe eine

• Ueberbauung de~ Grundstückes der Deschwerdeführer lediglich,(

wenn auch noc~: ein SEP erstellt werde.. Nach der Legende

des Zonen~la~i.e:s~wird jedoch.nur der alte SEP aufgehoben

und das Gebiet ~r WS und W4 .. zugeteilt.. Eine Pflicht

zum Erlass. eines besonderen, neuen SEP ist~m Plan

graphisch nicht dargestellt,~ wie es für andere Gebiete

der Fall ist. Wenn die G~meinde c~iese PflicI~t für das

Grundstück der Beschwerdeführer.-festlegen wollte, müsste

dies im Planverfahren ge~chehei~.. Da dci“ im Planverfahren

erlassene Zonen1il~h diese Pflicht nicht enthält, be

steht sie nicht ~ Dai~it wird das~ zweit~ Begehren der

Beschwerdeführer geg~standslos. .

5, Entsprechend dem Ausgang des Verfahrens erscheint es ange
bracht, die Beschwerd~führer mit eir~er ermässigten Ent—

scheidgebühr vonFr~ 150.—— zu belasten~ Der Kostenvor—

schuss wird verrechnet. ~.

..I II,~

~ten.dtirchFIerrnI~Ia~iann-BärtschiQ~

1, Der neu~Zonenplan weist das Grundstück GB Nr~ 426 der

Erbengemeinschift Bä±~tschi der Reservezon,e zu, Im alten

Zonenplan la~ dieses Grundstück ausserhalb der Bauzone.

Die Beschw~rd~führerverlange~a.nun, dass. ihr.Grundstück

der Wohnzone W2 zügeteil~ wird. Die Begründung ergibt
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sich aus den folgenden Erwägungen. Die Ger.~inde. beantragt,

die ]3esöhwerle abzuweisen,

2, Als Gru~adeigentuiierin, c1ie voi‘ Zonexi1Dlan betroffen ist,

hesitzc cie Erbeni~e~einschaft die BeschwerdleleLltl acion,

Herr A,. Hagmann, Olten, ist vom Amtschreiber vbn Olten—

Gösgen als gesetzlicher Vertreter dein Erbei~gem~inschaft

bestellt worden und deshalb befi~gt, fär diese zu. handeln,

Auf: die fr~.st— und formgerecht eingereichte I3eschwerde

ist einzutreten.

5 ~ Di~ t~schv~rerdeführer machen im wesentlich geltend, die
Grenzziehung zwischen der Rese~vezöne und:der,:Wobnzone

sei willkärlich. Das Gebot der .Rechtsgi~bIieit~verlange

einen Einbezug ihres GrundstUckes in die Wohnzone,

D~m Gleichheitsprinzip kommt bei Planungsmassnahmen nur

eine beschränkte, Wirkung zu, Liegenschaften, die sich

im Zeitpunkt der planerisclaen Dehandlung in ihrer Funktion

f~ir den Eigenttiner voneinander nicht unterscheiden,

können mit Räcksicht auf ihro räumliche Lage ohne Ver

letzung des Gleichheitsgebotes verschieden eingereiht

werden, auch wenn sich daraus ungleiche Eigentumsbe—

schränkungen ergeben,~

~sr~Atifstel~tmt~

~sZ~alle

d~entt~n~e 1‘ die von eile

berUhrt w~rden. Es liegt im Wesen der Zonenplanung, dass

Zonen gebildet werden, fär welche iiotwendigerweise unter

schiedliche Nutzungsvorschriften aufgestellt werden.

Um dem Gebot der Rechtsgleichheit gerecht zu~worden,

genUgt es, wenn eine Planungsmassnahme sachlich vertretbar

ist, Dieses Geböt fällt somit bei Planungsmassnahmen mit

dei~ Willkürverhot zusammen (vgl. 99 la 715) ~

Die. Beschwe~‘de~Uhx~e~‘ bezeichnen die.. ~egrenzung der Bauzone



— 16

in ihrem Dereich. als offensichtlich wi1lkUrlich~ weil das

Grundst‘Jck teilweise bereits Ube~baut sei und in der Nähe

weitere Nohnhäuser läge~i, Die Gemeinde begrändet ihren

Enbsche~d in wesentlichen c~anib, dass sie bei ihrer neuen

Ortsplanun.g den vefanLercen Verhaltnissen bei der Dc—

völkerungsentwickluflg Rechnung t~agen möchte und bestrebt

sei, keine neuen, bisher bffenen Flächen, einzuzonen,

Gemäss der Pl~.nung aus dem Jahre 1956 befinde sich die

umstrittene Parzelle im “übrigen Gemeindegebiet“, wo

bis vor einiger Zeit unter besti~ten Voraussetzungen

noch gebaüt. werden konnte, Da aber heLLte der “Hilberg—

hang“ noch weitgehend unüberbaut und die Zahl der ver—

katifswillige~i Grundeigentümer offensichtlich gering sei,

wolle die Gemeinde das finanzielle Abenteuer der Nil—

hergerschliessung nicht eingehen. Es finde sich noch ge

nug bauland ±n der Bauzone, Deshalb habe die Gemeinde

den NiIber~ghang nicht eingezont. Lediglich gewisse im

Zusammenhang mit ne~n Strassenführungen stehende

Arrondierungen sei~n vorgenommen worden,

Diese Begründung der Gemeinde ist nicht willkürlich, Wie

bereits oben fes~gestel]~t, genügt das. Fassi,~ingsvermögen

der ausgeschiedenen Bauzone bei weiten, utl den Becarf

nach Bauland für absehbare Zeit zu. decken, Aus planerischen

Grunden drangb sich eine Einzonung dos Crunclstuckes nicht

auf, Vielnehr nussLe in c]iese~~ Falle der ganze Wilberg—

hang eingezont werden, was sich VOn der Grösse her nicht

vortreten lasst, Eine Streubauweise an diesen land—

schaf:tlich exponierten Hang wUrde stören, Es trifft auch.

zu, dass die Erschliessung, insbesondere die Verkehrser—

sQh1ies~ung wegen des steilen Geländes und der unge—

nUgenden Anschlusspunkte relativ aufwend~g wUrde,

Jedeyifalls genügt. d.i~ von de~ Beschwe~deführern am

Augenschein vorgeschlagene Privaterschliessung vom

fIöhei~.w~gher höch~teiis für ihr Gr~ndstUck, für: die Er

schliessung des ganzen Nilberggebietes jedoch sind
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viel gi~ssere Lufwendungen ~rforcler1ich, Bei objektiver

Betrachtung kann auch keine Rede davon sein, dieses Ge

biet sei schon weitgehend Uberbaut. Immerhin handelt es

sich hier ui~ ~1nenoch weit~hencl offe~~e Fläche van

fund 6 ha, Der Vorwu~±~ dei~ Wili1~Ur und der R~c1atsung1eich—

h~it ist unbegrür~det.

4, Die DeschwerdefLihrer werfen der Gemeinde in weiteren eine

Y~rletzung von Treu und Glauben vore Die Gemeinde. ‚habe

Gr~dstUcke in der.Grtinzone, veräussert und zur Ueberbauung

freigegeben, andererseits ihnen für eine Ueberbauung des

nördlichei~ Teil-~ der Parzelle Nr. 426 eine Sistiex~ung in

• Aussicht ~esteLlt wegan der Ortsplanun~ .

Es tr~fft zu, dass die Gemeinde in der Nähe des Grund

stückes ~de~ Beschwe~c1~.eführer einige Bauten bewilligt hat,,

• Doch liegei~ diese Grundstücke nach dem alten Zonenplan
:der Gemeinde aus dem Jahre 1956 inder. Gr~zone, Diese

Baube~will:igungen hätten erst erteilt werden dürfen, wenn

durch ein Planverfahren eine Umzonung vorgenommen worden
1:.. ~ ~~ der Gemeinde is~ deshalb zu bean—

stande~‘i~ Da jedöchbeide von den Beschwerdeführern ge—

nannten Grunclstübk~ parzellen in der früheren Grtinzone

lagen, welche nach den Bestimmungen des a1tei~ Baureglementes

grundsätz~ichBauzone darstellte, sind diese Fälle nicht

gleich zu beurteilen wie das Grundstuck der Beschwerde—

Luhrer. Dieses lag boreits nach den ~~onen ilan iii

~ichtb~ß2biet~ unc] habte spa bestens seit den Inkraf c—
treten des revidierten Gewässerschutzgosetzes in Jahre

1972 nur noch nach einer Einzonung überbaut werden dürfen,

Es stehb somit her~its in rechtlicher und planlicher

Hinsicht nach ~em alten Zonenpian zwischen dem Grundstück

der Beschwerdeführer und den von der Gemeinde zu~‘ Ueber

bauung.- freigegebenen Parzellen ein wesentlicher Unter«

schied, Der Hinweis auf eine Sistierung alifälliger

Bauvorhaben auf der Parzelle der Deschwerdeführer erfolgte



18 —~

zu Recht. ~Preu und Glauben sind dadurch niQht verletzt

worden,

5. ILntsprechend dem Ausgang des Verfahrens haben die Dc—

schwerdeftihrer eine Entscheidgebühr von Fr. 250~- mit

einem Anteil der Verfahrenskosten zu U.b~rnehnen, IDer

Kostenvorschuss wird verrechnet,

IV.~
~

1. Das Grundstuck I‘Ir, 620 lag flach den alten Zonenplan in der

2 — 3—geschossi~en ~To1-mzone mit einer Pusnutzungsziffer

(AZ) von 0,6, Der neue Zonenplan weist diese i?~±~zelle der

~‘J2 mit ein~r AZ von 0., 3 zu~ dagegen wendefl sich die Be—

sch~rerdeführer. Sie verlangen, dass die von~

beschlossene Zonenzuteilung nicht genehmigt und die Ge—

nTeinde ängewiesen werdet das Grundstück der~bisherigen

Zonenzt~.teiltrng entsprechenden W3 zuzuweisen.

2, Als von neuen Zonenplan der Geneinde betroffene Grundeigen—

tuner sind die Beschwerdefuhrer leg~tiniert, Doschwerde zu

erheh~n, Auf ihre form— und firstgerecht eingereichte
• Beschwerde ist einzutreten,

3, Die Beschwerdef~hrer bringen imw~sen~b1ichen vor, eine
andere.~als die dei~ ü3 entsprech~d~ LZ von 0~5. sei unange—

H5x~ächt, Es handle sich um eineii Ge~rb~betrieb~ . der auf

eine angemessene Ausnützung angewiesen.sei... .•I~ Gegensatz

zu ihrer Liegenschaf~ sei die d~r Lehmg~‘ubenstrasse

gegenLiberliegendä Seite inder W3 belassöi~ worden, Beide.~

Gebiete seien vorher der gleichen Zone zu~etei1t gewesen.

Die Beschwerclefuhrer sehen darin eine Rechtsuiagleichheit

und ~
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-.4. Wi~ oben: unter Ziffer III. 3. -festgestellt, filUt bei
• Pla g~massnahmon- das..Gebot. der RechtsgleiQbheit mit dem

• WillkUflerbot zusammen. Um diesen Rechtsgrundstttzen ge
recht zu werden, genügt- es, wenn eine Pl~giungsmassnabme
sacliliqh vörtretbar ist.

• Die Geaeinde bogrundet Ihren •Ehitscheid im wesentlichen da—
• mit, es.,sei das Ziei.der ortsplanungarevis≤on gewesen,

das Bangebiet einzuengen, die Gesamtausnützung..zu ver
rin~erzt und die. .Zo~enordnung zu präzisIeren, d.h. nicht
mehr 2 — 3—geschossige Uohnzonen, sondern z.B. 2 und
~—geschos~igä Wohnzonen zu schaffen. Ferner seien die
Uebergängö von Quartier--zu Quertier und von :Zo1?e zu Zone
neu überarbeitet worden. Was das Grundstück .(flJ Nr. 620
betreffe, ~1rdo ein 3—geschossiger Bau stören, weil das

-: Gebäuda auf stark erhöhtem Terrain~ liege und die Differenz

zwisch~n .Lehingrubenstras.se und; Erdgeschoss bereits ein
• Geschoss ausmache ~ Es durfe angenommen werden, dass nach

der alten 2.— 3_rgescbossigen. Zone• .in.dieser Lage lediglich
ein 2—göschossiger NeubauS bewilligt worden wMre • Im übrigen
bilde die Lehmgrubenstraspe 4ie . Abgrenzung zwischen dem
Quartier “Dorf“ (W3) und dem Quartier ‘!Lehmgrube“ (112).

5 • Die Parzel)e der Beschwerdefühter ist wie aflö umliegenden
südlich- der tehragrubenstrasse gelegenen Grundstücke
2rgesöhossig überbaut und gegenüber der443mgrubenstrasse
rdlativ stark er~iöht, an einer Hanglage.

•Wie. die Gemeinde richtig ‚festateflt, bildet von der
• optis~hen lTirkung her bereit~ die hangsettige Stützmauer
der Leh~igrubeziflra~se praktisch eit Geschoss, ohne dass
dieses allerdiiigs a~s sölcheä angetöchh~t wUrde. Ein
Gebäude, das wie das bestehende in Strassennöhe erstellt
wUrde, erschiene somit bei 3—geschossiger Bauweise vom
Gebäudevolumen her als 4—geschossig. Bereits die 2—ge—
schossige Bauweise bringt für die wesentlich tiefer ge—
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legenen ~egenüherliegenden Grundstucke erhebliche Dc—
::~jflträcI~tjg~gen durch Beschattung und Lichtentzug, Hin—

~u köirie die ästhetisch störende und ouartier±‘remde Hirkung

einer 3—geschossig~n:Fdssade amHang, so dass ~on der Ge—

schosszahl her der Entscheid der Gemeind~~hier eine 2—ge—

schossige Zone auszuscheiden, richtig liegt. Ergänzend ist

z~ bemerken, dass die Parzelle Nr. 620 und das westlich

und sUcilich a~.gr~nzende Gebiet infolge des dusgeprägten

Geländesprungs in k~in~r optischen Beziehung.~ zum 3—ge—

~chossIgen Quartier an der Dorfstrasse steht.

Zur Lnsnützungsziffer ist festzustellen, dass-diese mit

0,3 bei 2—geschossiger.-Bauweise eine angemessene Ueber

bauung der Parzelle Nr. .620 erlaubt. Iffolge der Baulinien

und Grenzabstände sind von ca~. 21500 m2 Parzellenfläche,

die fu~ di~ Berechnung der AZ massgebend sind, nur ca.

l~500 m2 tatsächlich Uberbauhar, Bei durchgehend 2—ge—

schossiger Bauweise.können davon ca. 625 m2 oder ca.

1/4 Uberbaut werden, Bei der heutigen Nutzung als Gast—

~stätte, hei der eine grössere Anzahl Parkplätze er—

forderlich ist, ware eine noch höhere baulich~ Dichte

bei vertretbareni Aufwand kind unter Rticksichtii.ahne auf

den Quartiercharakter nicht sinnvoll,

Der Entscheid der Gemeinde hält somit einer saohlichen

Ueberprüfung Stand und kann niCht als willkürlich oder

rechtsungleich bezeichnet werden, Somit i~t die Beschwerde

abzuweisen, Entsprechend dem Ausgang des Verfahrens haben

die Beschwerdeführer eine Entscheidgebühr mit einem Anteil

der Verfahrenskosten, zusammen Fr, 200,—— zu bezahlen,

Der geleistete Kostenvorschuss wird verrechnet,
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Es wird~

beschlo~sen:

1. Die von der Einwoi~ergemeinde Dulliken beschlossene Orts—

pI~ung ~(Zonei~plan~ genereller Str~se~— und Baulinieniplan)

wird~ g~e1~migt, mit Ausnahme der na~hträg1ich vorgenommenen

Erweit~rting dÖ~W2 imGebiet vo~ GB Dulliken Nr. 622 und mit

Ausnahme der von der Geinei~~de nachträglich beschlossenen Ver—

pflichbung ZUfI Erlass eines speziellen Bebauungsplanos fur das

Gebiet dps fruheren speziellen Debauungsplanes 11Boc1onecker~

(RRB Nr. 528J vo~ 7.6,1974). Die von der Gemeinde fur c.]iese

Gebiebe nachtraglich beschlossenen AenCerun~en sind in Plan—

verfahren vorzun~I~men, d.h. sie mtissen~ ~ff~it]~i~h ~~legt

2, Die Beschwerde der Eigentümer des Grundstückes GB Dttlliken

Nr. 622 : .:

— Herr Dr. Portmann, Olt~±i~

— Herr Albert Heer, Los~~

— Herr Dr. Bracher, Biberist,

~1le vert~eten~ ~iü~d1~ H~rrh Dr~:P~ Tr~ R~ohtsa~waIt~

Olten, wird abgewiesen, soweit cl ±~uf Lng~treten~ ~i±~d,

Diese Beschwerdefrhrer haben eine Entscheidgebuhr mit eine~i

Anceil ~er Verfahrenskoste~a von zusammen Fr, 250,—-- zu

übe hr~ei~, ~iob~± ~rFostenvo±‘~öhu~s voi2 F±~. l~DO~—-~ ~rerrechnet

wird,

3. Die Beschv~rde erEig~i~tüi~r v~; G~ D~1liken Nr. 538,

nämlich ~

— Herr Albert Heer, Lostorf,

— Firma‘ N~iederöst—Ringoid& Sohn, 0lt~i2,

— Her-r•Dr. Mario• Leen~ar~n~.Züriöh,

— Herr Jakob Fries) Winterthur~

— Firma B, HietlisbachAG, St~tten,
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alle vertreten durch Herrn Dr. P. ~ aechtsanwalt,~Z

Olten, wird abgewiesen, soweit darauf eingetreten wird oder

diese nicht gegenstandslos geworden ist.

Di~se Beschwerdeführer haben eine Entscheidge1~üh~ mit einem

J~nte~.l. der Verfahrenskosten von zusammen Fr. 150.—— zu be—..

zahlen, Der Kow~envorschuss von Fr. 100,—— wird verrechnet.

4, Die Beschwerde der Erbengemeinschaft Bärts chi—Nägele,

Dulliken, vertreten durch Herrn A. Hagmann—Bärtschi, Olten,

wirc. abgewiesen. Es wird eine Entscheidgebuhr inklusive ~~n—

teil der Verfahrenskosben von Fr. 2~50.— erhoben, Der Kosten—

vorschuss von Fr. 150.—— wird verrech~t,

5, Die Beschwerde der Eigentümer des Grundstückes Nr. 620,

nämlich

— Frau Charlotte Palla—Senn, Zürich,

— Frau Marlis Huber—Senn, Bern,

— Herr Dr. Heinrich Senn, Basel,

— Herr Max Senn, Zofingen,

alle ver1~reten durch Herrn Dr. G, Kupper, Fürsprech und Notar,

Olten, wird abgewiesen.

Diese BeschwerdefUhrer haben eine Entscheidgebühr mit einem

Anteil der Verfahrenskosten von Lotal Fr. 250.— zu bezahlen.

Der Kostenvorschuss von Fr, 100,— wird verrechnet,

6. Dem Amt für Raumplanung sind bis spätestens 31. Juli 1979

noch vier bereinigte Plansätze, wovon ein Exemplar auf Lein

wand aufgezogen, zuzustellen, Die Pläne sind mit den Ge~

nehmigungsvermerk der Gemeinde zu versehen.

7, Die Gemeinde Du1~iken wird verhalten,., das gene~elle K~ali—

sationsprojekt (GKP) unter Berücksichtigung de~ neuen Orte—

planung zu überarbeiten und dem Amt für ~Jasserwir~schaft bis

spätestens 31, März ~l9,S0 zur Vorprüfung und Genehmigung einzu

reichen.
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8, Frühere Pläne, mit [usnahm~

— Gesa‘ bebauungsplan (Strassenpian), ii 1 2000, ~ Nr. 5775
vori-24,8,195L fur Gebiet Schafer/Lan~feld/Hettlen

— Gesamtzonenplan, Pl 1 2000, :RRE Nr. 5051 vom 25,10,1956, für
Gebiet Schäfer/Langf~l.d/Mettlen

— Bebauiin~splan Du~‘chgaI~.gsstrasse, Pl 1 1000, PJ~B Nr. 2755
vom 2.5.1962 (~iii~* Pi~tb~asstrassen tu~d ~ug~hörige Daulinien),

— spezieller Bebaui~n~.si5J.an I~‘Iurimätteli/Säliloch, M 1 500,
RRE Nr. 4161 vom 4,9,1964,

Teilbebauungsplan Langfelcl, M 1 500, RRB Nr. 4586 vom
25~8~1967, ..‚ .... » .-.~..- ...•..~

-~ B~bäuungsplan Hagnau II, M 1 1QOO, RRB Nr~ 558 vom
4,2,1969,

Sbrasse≤i— und ßaulinienplan (Dahnhofstrasse Dulliken),
OV—Strasse Dulliken ~r1i, i~ 1 500, RRD Nr. 4719 von
18.9,1970,

— Strassen— und Bauh~i~nplan T 5 Ki~euzung Schollacker,
M 1 500, RRB I\Tr, 6506 vom 11.12.1970 (nur Kantonsstrasse

‘.~ - gehörige J3au:Llnien)..,.. ..

- Strassen- und Daulin kJ~ih~/Liö~ri~t»R, P4o11,
II 1 : 500, lIRE Nr~. 4524 vom 2~.8.I972,

— Baulinien~1an Grux~ds~ück Tonet, M 1 : 200, lIRE Nr. 55~2
voi1 17.10.1972, -

— ~usbau ~urch~an~strasse T 5/bzweigung L[ardstrasse,
M 1 : 500, RR13 N±~ 1454 vom 30,3,1975,

Grundwäss~rschutzzone Untere Ei, ~T 1 2000, RRB Nr. 7425
vom 12.12,1975 und

— Strass~n— und Dau1i~li~nplan ]3ahnhofstrasse, 14 1 500,
lIRE Nr, 5011 vom 20,5,1977

sind aufge}~Q~e~,

Genehmigungsgebtlhr: Fr., 500..——

Publikationskosten: Fr,l8~— (Staatskanzlei Nr. 408 a ) RE

1~‘ ~Z~O.~r, ~
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~

r~l4600Ol~be~~:

EntscheidgebLihren und Anteil
Verfahrenskosten Fr.. 400.—

0/. I(ostenvorschtisse _________

Fr. 200.—— ~(Sta~tbkanzlei Nr.408 b)RE

~60001~ben:

EntscheidgebUhr und Anteil
Verfahrenskosten Fr., 250.——

‘/, Kostenvorschi~s Fr~. 150.——
Fr. ido.—— (Staatska~izlei Nr.408 c)RE

~‚Dr,G,60O0lb?fl

Ents che idgebtihi~ ua~I ~teii
Verfahrenskosten Fr~ 250v——

0/. Kostenvorschuss Fr~100~——
Fr. 150.—— (Staatskanzlei Nr.408 d)RE

Der Staatsschreiber:

.~~

Ausfertigungen Seite 25
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Bau—Departement (2) ~!y

Amt fUr Raumplanung (3), ~i~J~tenundien,plan

Kante Finanzverwaltung (2)

Kant. Tiefbauamt (2)

Amt fUr Wasserwirtschaft (2)

Amtschreiberei Olten, 4600 Olten,~

Kreishauam-b II, 4600 Olten, ~itl~en.p1an~olts,~ter

Sekretariat der Katasterschatzung (2)

]3aukommission der EG, 4654 Dulliken, ~itl~~.Plan‘fo1rt

Ammannamt der LG, 4654 Dulliken (3) EINSCHREIBEI\I /BE

Hrn. Dr. P. Wyss, Rechtsanwalt, Konradstr, 31, 4600 Olten (4) /RE

~
Hrn. A, Hagmann—B~rtschi, Ziegelfeldstr, 25, 4600 Olten (2) /RE

EINSCi~j
Hrn. Dr. G. Kupper, FUrsprech + Notar, Römerstr, 14, 4500 Olten (3)

NSCHREIBEN RE

Amtsblatt Publikation

Die Ortsplanung (Zonen~, Strassen~- und Baulinienplan) der Einwohner—

gemeinde Dulliken wird genehmigt.




